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Herr Balz, Sie waren lange Jahre 

Mitglied des Europäischen Parla-

mentes, kennen also beide Seiten 

bestens: Wie wichtig ist Europa für 

Deutschland?

Europa ist für Deutschland außerordent­

lich wichtig, möglicherweise in diesen 

Zeiten sogar existenziell. Denn Europa ist 

die Antwort auf die zunehmende Globa­

lisierung. Selbst ein Land wie Deutsch­

land als größte Volkswirtschaft Europas 

und als bevölkerungsreichstes Land des 

Kontinents ist im internationalen Ver­

gleich zu klein, um seine Interessen voll­

umfänglich durchzusetzen. Dazu braucht 

es mehr denn je Europa.

Müsste Deutschland sich dann 

nicht stärker in Europa, für Euro-

pa engagieren und eine aktivere 

Rolle spielen? Oder täuscht hier der Ein-

druck von außen? 

Deutschland spielt eine entscheidende 

Rolle innerhalb der Europäischen Union. 

In meinen zehn Jahren in Brüssel ist 

Deutschland mir nie als passiver Spieler 

aufgefallen. Die wesentlichen und wich­

tigen Entscheidungen innerhalb der Uni­

on werden nicht gegen Deutschland ge­

troffen, auch wenn andere Länder in der 

Außendarstellung sicherlich sehr viel of­

fensiver erscheinen.  

Das soll heißen, andere sind ein-

fach nur lauter?

Es gibt sicherlich Länder, die andere Kom­

munikationsformen bevorzugen. Ich halte 

es aber überhaupt nicht für problema­

tisch, dass Deutschland eher zurückhal­

tend agiert.  Am Ende ist es eine Union mit 

28 souveränen Staaten, in der es zählt, 

möglichst viele dieser Mitgliedsstaaten 

mitzunehmen und zu überzeugen. Da ist es 

auf jeden Fall klug, wenn der größte Mit­

gliedsstaat nicht zu dominant und zu offen­

siv auftritt, nach innen wie nach außen. 

Das ist doch auch gerade vor dem 

Hintergrund wichtig, dass die 

kleineren Mitgliedsstaaten selbst-

bewusster werden und an Gewicht ge-

winnen, oder?

In der Tat. Die kleineren Mitgliedsstaaten 

gewinnen eindeutig an Gewicht, auch 

weil diese sich im Gegensatz zu früher 

sehr viel besser untereinander abstim­

men. Es ist in der Europäischen Union 

mittlerweile wirklich so, dass jeder mit je­

dem spricht, was nicht zuletzt die vielen 

verschiedenen Initiativen mit jeweils un­

terschiedlichen Initiatoren zeigen. Wenn 

es den kleineren Ländern gelingt, mög­

lichst viele Mitgliedsstaaten hinter einem 

solchen Vorstoß zu versammeln, sind die 

Chancen natürlich ungleich größer, auch 

bei den großen Spielern innerhalb der EU 

Gehör zu finden. 

Wenn aber doch die Gesprächs-

bereitschaft insgesamt zugenom-

men hat, warum zieht sich dann gerade 

das so wichtige Thema Europäischer Fi-

nanzbinnenmarkt gefühlt endlos hin? 

Sind die Details so kompliziert?

Ich glaube nicht, dass es nur Details sind. 

Zum einen müssen sehr viele Themen 

gleichzeitig angegangen werden, die alle 

mit in die Vollendung des Europäischen 

Finanzbinnenmarktes hineinspielen. Und 

da setzen die Mitgliedstaaten jeweils un­

terschiedliche Schwerpunkte. Nehmen 

Sie nur das Thema EDIS: Das lässt in 

Deutschland die Wellen hochschlagen, 

spielt dagegen in anderen Ländern nur 

eine untergeordnete Rolle. Hier stehen 

sich derzeit einige südeuropäische Län­

der und auf der anderen Seite zum Bei­

spiel Deutschland, die Niederlande und 

Österreich gegenüber und blockieren 

sich gegenseitig. Eine solche Situation 

gibt es bei mehreren Themen, was ein 

Vorankommen natürlich stark erschwert.   

Zum anderen sind die Erfahrungswerte in 

einzelnen Mitgliedsstaaten beispielswei­

se mit Bezug auf Finanzthemen und Fi­

nanzprodukte höchst unterschiedlich. Bei 

den Verhandlungen zu Solvency II habe 

ich es selbst erlebt: Jedes Land hatte spe­

zifische Änderungswünsche, über die ge­

sprochen werden musste, obwohl schon 

vorher klar war, dass die Berücksichti­

gung aller Wünsche bei Übertragung in 

eine Richtlinie die Sache unnötig verkom­

plizieren würde. Aber das muss man 

nüchtern sehen. Am Ende des Tages ist 

die Frage entscheidend, was will der Ver­

braucher, beziehungsweise was nützt 

dem Verbraucher. Will jemand, der in 

Frankfurt lebt, als Verbraucher wirklich 

einen europaweiten Überblick über alle 

Autoversicherungsangebote, um dann 

„Europa ist für Deutschland  
außerordentlich wichtig.“
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grenzüberschreitend eine Police abschlie­

ßen zu können? Da ist auch Pragmatis­

mus gefragt.

Würde mehr Spielraum bei der 

Umsetzung in nationales Recht 

solche Verhandlungen erleich-

tern?

Das Instrument der Richtlinie ist dafür 

heute schon das geeignete Instrument. Es 

setzt einen relativ weiten Rahmen, in 

dem genügend Anpassungen an nationa­

le Besonderheiten bei der Umsetzung 

möglich sind. Allerdings gibt es Länder, 

bei denen der Hang besteht, diesen emp­

fohlenen Handlungsrahmen sehr präzise 

in innerstaatliches Recht umzusetzen und 

andere Länder, die da etwas großzügiger 

sind. 

Wie bewerten Sie vor den ge-

schilderten Hintergründen unter-

schiedlicher Interessenlagen den 

Vorstoß von Finanzminister Olaf Scholz 

zur Vollendung der Bankenunion, der 

meinem Verständnis nach bewusst nicht 

nur auf EDIS abstellt, sondern verschie-

dene Themen miteinander verknüpft?

Der deutsche Finanzminister hat den Kol­

legen im Ecofin ein Gesprächsangebot 

unterbreitet. Den Zeitpunkt hierfür halte 

ich für klug gewählt. Denn es ist zu er­

warten, dass die neue EU-Kommission, 

die ihre Arbeit Anfang Dezember aufge­

nommen hat, recht zeitnah einen abge­

änderten Vorschlag zu EDIS vorlegen 

wird. Und jeder, der einmal in Europa Po­

litik gemacht hat, weiß, dass es nicht un­

üblich ist, Dinge miteinander zu verknüp­

fen. 

Welche Rolle spielt bei all den 

Überlegungen zur Schaffung ei-

nes Europäischen Finanzbinnen-

marktes der Überbegriff „Digitalisie-

rung“?

Die Digitalisierung ist sicherlich ein maß­

geblicher Treiber. Es geht darum, Europa 

in einer globalisierten Welt wettbe­

werbsfähig zu halten. Und da spielt die 

fortschreitende Digitalisierung eine ent­

scheidende Rolle. Von daher ist jeder in 

Europa und den Mitgliedsstaaten gut be­

raten, dieses Thema als politische Trieb­

kraft möglichst hoch zu hängen und ent­

sprechend zu handeln. 

Sie haben sich schon sehr früh für 

die Schaffung eines europäischen 

Zahlungsverkehrssystems ausge-

sprochen. Warum ist Ihnen das so wich-

tig?

Dafür gibt es zwei wesentliche Gründe. 

Der eine hängt mit meiner Biografie  

zusammen. Ich habe zehn Jahre in Euro­

pa für europäische Finanzthemen gear­

beitet und bin zutiefst überzeugt, dass 

wir auch im Zahlungsverkehr die „Ket­

ten“ der nationalen Systeme absprengen 

und überwinden müssen. Es gibt in ein­

zelnen Ländern Europas sehr gute, zum 

Teil sogar herausragende Systeme. Die 

girocard ist da sicher ein gutes Beispiel. 

Aber all diese Lösungen enden an den je­

weiligen nationalen Grenzen. Es kann 

nicht sein, dass wir über die Schaffung  

eines Europäischen Finanzbinnenmarktes 

sprechen, aber der Zahlungsverkehr als 

„Blutkreislauf“ nicht wirklich europäisch 

ist. Wir haben mit SEPA zwar schon viel 

erreicht, aber beispielsweise haben wir 

keine europäischen Lösungen für das be­

queme Bezahlen im Internet. 

Zweitens schaue ich ganz nüchtern auf 

die Wettbewerbssituation, die sich be­

kanntermaßen durch eine Vielzahl neuer 

Spieler im Zahlungsverkehr insbesondere 

aus den USA und Asien verändert. Da 

muss man sich die Frage stellen: Wollen 

wir in Europa auch in Zukunft eine eige­

ne Infrastruktur für den Zahlungsverkehr 

haben oder wollen wir uns ganz von 

Dritten abhängig machen? Da meine ich, 

dass eine Europäische Union mit annä­

hernd 500 Millionen Menschen so selbst­

bewusst und so stark sein sollte, ein wett­

bewerbsfähiges System vorweisen zu 

können. Wenn man sich in Abhängigkei­

ten begibt, wird das nicht nur die euro­

päische, sondern auch die nationale Sou­

veränität der einzelnen Länder betreffen. 

Aus diesen beiden Gründen brauchen wir 

in Europa unsere eigenen Systeme. 

Sie sagten neulich: „Banken müs-

sen aufpassen, dass sie in Geld-

Burkhard Balz

Mitglied des Vorstands, Deutsche Bundesbank, 
Frankfurt am Main

In einem schärfer werdenden Wettbewerb mit 
amerikanischen und asiatischen Anbietern, die 
den europäischen Markt für sich entdeckt haben, 
müssen Europas Banken aufpassen, die Schnitt-
stelle zum Kunden nicht zu verlieren. Zu kompli-
ziert, nicht schnell genug, lautet häufig das Urteil. 
Von daher begrüßt das für den bargeldlosen Zah-
lungsverkehr zuständige Vorstandsmitglied der 
Deutschen Bundesbank, Burkhard Balz, die deut-
sche #DK-Initiative, mit der versucht wird, die 
verschiedenen Anwendungen der Kreditwirt-
schaft für die Kasse, den E-Commerce und P2P-
Zahlungen zusammenzuführen. Das könnte Basis 
einer paneuropäischen Lösung im Zahlungsver-
kehr sein, die Balz für existenziell hält. Ein starkes 
Europa brauche eine eigene Infrastruktur und 
dürfe sich nicht abhängig von Dritten machen. 
Für die Finanzierung einer solchen privatwirt-
schaftlich getragenen Lösung regt er auch Zu-
schüsse aus den europäischen Fördertöpfen an 
und zeigt hinsichtlich der bestehenden Inter
change-Regelungen Gesprächsbereitschaft. (Red.)

dingen nicht die Deutungshoheit verlie-

ren.“ Müssen es denn unbedingt Banken 

sein, die hinter einem europäischen Zah-

lungssystem stehen? 

Nein. Es müssen regulierte und registrier­

te Zahlungsdiensteanbieter sein. Dass 

Banken aber ein Interesse haben dazuzu­

gehören, ist selbstverständlich. Denn die 

weitaus meisten Konten werden heute 

bei Banken geführt. Aber neben etablier­

ten Banken sind auch neue Banken ent­

standen. Entscheidend ist, dass es euro­
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päische Anbieter sind, die ein europäi­

sches System tragen. 

Aber man darf auch nicht vergessen, dass 

der Zahlungsverkehr in einer immer stär­

ker datengetriebenen Welt das Anker­

produkt der Kunde-Bank-Beziehung ist. 

Es gab Zeiten, da war der Zahlungsver­

kehr aus Sicht der Institute ein notwendi­

ges Übel. Das hat sich komplett gewan­

delt. Wenn Banken diesen Anker aufge­

ben, haben sie meines Erachtens künftig 

ein sehr großes Problem, im Wettbewerb 

zu bestehen. 

Alle Entwicklungen müssen im Rahmen 

der europäischen Governance erfolgen 

und den Interessen des europäischen 

Verbrauchers dienen. Dieser kann dann 

frei entscheiden, ob er eine solche An­

wendung nutzt, oder andere, die ihre Ba­

sis nicht in Europa haben. 

Ist es dem Verbraucher von mor-

gen denn überhaupt noch wich-

tig, dass eine Bank den Zahlungs-

verkehr abwickelt? Sicherheit ist in  

diesem Zusammenhang ein vielfach ge-

brauchtes Argument der Kreditwirt-

schaft. 

Das ist eine der spannendsten Fragen 

momentan für die Bankenwelt. Ich denke 

schon, dass Vertrauen und Sicherheit im­

mer noch eine wesentliche Rolle für die 

Entscheidung des Verbrauchers spielen, 

welches System er nutzt. Aber das ändert 

sich und die nächste Generation ist da 

vermutlich schon anders unterwegs als 

wir heute. Für mich ist es noch wichtig, 

dass hinter allem eine Bank steht, für 

meinen Sohn schon nicht mehr. Das Be­

zahlen und die Bankgeschäfte müssen 

schnell gehen und einfach und bequem 

sein. 

Ich glaube, bei der Wahl des Anbieters 

im Zahlungsverkehr spielt künftig die  

Rechtsform des Anbieters nur noch eine 

untergeordnete Rolle. Vielmehr geht es 

darum, alles möglichst bequem digital 

aus einer Hand zu erhalten. Die Heraus­

forderung für die Kreditwirtschaft ist es, 

auch in der kommenden Generation mit 

ihren Produkten und Dienstleistungen 

präsent zu sein und auch angenommen 

zu werden.

Es geht also nicht mehr um das 

Konto, es geht nur noch um die 

App?

Ja, so könnte man es ausdrücken.

Wie sollte die von Ihnen favori-

sierte europäische Lösung im 

Zahlungsverkehr konkret ausse-

hen?

Sie sollte eine wirkliche Alternative zu 

den globalen, in erster Linie amerikani­

schen und chinesischen Wettbewerbern 

darstellen, die auf den europäischen 

Markt drängen. Sie sollte eine echte pan­

europäische Lösung darstellen. Und sie 

sollte auf jeden Fall auf Instant Payments 

basieren.   

Als sozusagen Vorstufe versucht 

die Initiative #DK die vielfältigen 

Angebote auf dem deutschen Markt zu-

sammenzuführen. Wie beurteilen Sie 

diese Bemühungen? 

Es ist auf jeden Fall der richtige Schritt 

und es ist sehr wichtig, #DK zu einem Er­

folg zu bringen. Denn #DK ist der erfor­

derliche Zwischenschritt hin zu einer pan­

europäischen Lösung. Um ein Gesprächs­

angebot an die anderen Länder vorlegen 

zu können, muss zunächst eine Konsoli­

dierung in Deutschland stattfinden. 

Wo stehen wir derzeit auf diesem 

Weg?

Da kann und darf ich nichts zu sagen. 

Aber die Bundesbank wird regelmäßig 

informiert. 

Sie haben den Wettbewerbs-

druck bereits angesprochen, der 

nicht geringer wird. Geht Ihnen 

das alles schnell genug? 

Für mich könnte es natürlich immer noch 

schneller gehen. Aber alle Beteiligten 

sind sich absolut im Klaren darüber, dass 

ein hoher Zeitdruck herrscht. 

Was heißt das konkret? Bis wann 

sollten erste Vorschläge vorlie-

gen?

Wenn ich von einem hohen Zeitdruck 

spreche, meine ich, dass recht bald ab­

sehbar sein sollte, wie die Entscheidun­

gen präzise aussehen. Und da meine ich 

nicht erst in einem Jahr.

Hat eine solche deutsche Lösung 

in einem europäischen Prozess 

eine Chance sich durchzusetzen? 

Glauben Sie, dass andere Länder 

Deutschland bei diesem Thema folgen 

werden?

Das ist zu diesem Zeitpunkt noch relativ 

schwierig zu prognostizieren. Zum einen 

ist der deutsche Vorschlag noch nicht fi­

nalisiert, zum anderen gibt es auch ande­

re leistungsstarke Systeme in Europa. Ge­

rade die PEPS-Initiative hat Schwung in 

den Prozess gebracht. Man muss sehen, 

dass man die Akzeptanz der heute natio­

nal erfolgreichen Verfahren in die neue 

paneuropäische Welt mitnimmt.

Ich möchte aber noch einmal betonen: 

Die Dinge sind auf einem guten Weg und 

alle Beteiligten sind sich der großen Be­

deutung und des hohen Zeitdrucks be­

wusst.  

Zeigt sich das auch daran, dass 

schon in einem sehr frühen Stadi-

um Gespräche zwischen den deut-

schen Vertretern und der französischen 

Carte Bleue aufgenommen wurden?

Ich bitte um Verständnis, dass ich dazu 

nichts sagen kann.

Welche Rollen werden auf dem 

Weg hin zu einer einheitlichen 

europäischen Zahlungsverkehrs-

„Entscheidend ist, dass es europäische Anbieter 
 sind, die ein europäisches System tragen.“
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lösung die Wettbewerbsbehörden spie-

len? Drohen kartellrechtliche Eingriffe?

Es ist normal, dass in einem solchen Pro­

zess Gespräche mit den Kartellbehörden 

und der Wettbewerbsbehörde in Brüssel 

stattzufinden haben. Aber der künftige 

Wettbewerb in Europa wird durch die 

Schaffung eines paneuropäischen Sys­

tems sicherlich nicht ausgeschaltet.

Die spannende Frage wird sein, ob die 

Wettbewerbsbehörden die Bedeutung 

eines paneuropäischen Systems für den 

europäischen Binnenmarkt hoch genug 

einschätzen und bereit sind, diesen Weg 

regulatorisch zu flankieren. Meine Wahr­

nehmung bisher ist die eines konstrukti­

ven Miteinanders. Dabei spielt es sicher 

auch eine Rolle, ob diese europäische Lö­

sung dann offen für weitere Anbieter 

sein wird. Ein „closed-shop“ sollte es 

nicht sein. 

Bergen solche offenen Systeme 

aber nicht immer auch das Risiko, 

dass sich zusätzliche  Wettbewer-

ber plötzlich Zugang zu einem regulier-

ten Markt verschaffen können, die man 

eigentlich gar nicht auf der Agenda hat-

te? Beispiel PSD2 und die Bigtechs?

Ich halte die angesprochene PSD2 nach 

wie vor für wichtig und richtig. Ob man 

sie mit dem Wissen von heute an der ei­

nen oder anderen Stelle etwas anders 

ausgestalten würde? Vermutlich ja. 

Wichtig ist, dass die Systeme wirklich of­

fen sind, in beide Richtungen. Nur so 

wird ein faires Level Playing Field herge­

stellt. Von daher begrüße ich die Ent­

scheidung des Bundestags in Sachen 

Apple Pay und hoffe, dass der Bundesrat 

dieser Entscheidung folgt. 

Wie wichtig ist dieser deutsche 

Vorstoß für Europa?

Sehr wichtig. Am Ende muss zwar eine 

europäische Position stehen. Ich werte es 

in diesem Zusammenhang aber als sehr 

klares Zeichen an Europa, wenn der 

größte Mitgliedsstaat und der größte 

Markt seine rechtlichen Rahmenbedin­

gungen neu setzt.  

Ein solches Payment-Scheme 

muss privatwirtschaftlich organi-

siert sein, sagen Sie. Sie haben 

den hohen Zeitdruck im Prozess bereits 

angemahnt. Welche Möglichkeiten der, 

ich nenne es mal „Motivation“, um nicht 

von Druckmitteln zu sprechen, haben die 

EU-Kommission oder die Zentralbanken?

Die Schaffung einer paneuropäischen 

Zahlungsverkehrslösung ist keine primäre 

Aufgabe von Zentralbanken oder ande­

ren öffentlichen Stellen. Die Zentralban­

ken haben in diesem Prozess eine Kataly­

sator- oder auch Moderatorenfunktion. 

So trifft sich auch die deutsche Kredit­

wirtschaft regelmäßig mit uns. 

Sicherlich kann ein gewisser Druck durch 

Regulierung erzeugt werden. Ich glaube, 

der größte Druck kommt vom Markt und 

der Wettbewerbssituation selbst. Ich als 

Zentralbanker kann recht einfach aufzei­

gen, wie ich die Lage sehe und das auch 

mit harten Fakten untermauern. Daraus 

sollte eine klare Erwartungshaltung re­

sultieren. Am Ende sind es aber Entschei­

dungen der privaten Finanzwirtschaft, 

wobei wir immer auch von Investitions- 

und Desinvestitionsentscheidungen spre­

chen. Regulatorische Vorgaben in diese 

Richtung wären nicht meine präferierte 

Lösung. 

Wie hoch schätzen Sie die büro-

kratischen Hürden auf dem Weg 

hin zu einer paneuropäischen Lö-

sung ein?

Diese sind in Europa sicherlich nie zu un­

terschätzen und bedeuten einen größe­

ren Zeitaufwand, aber ich denke, sie sind 

in diesem Fall überschaubar, da es sich 

um bereits lizensierte Anbieter handelt. 

Hinzu kommt, dass das Bewusstsein bei 

allen nationalen und europäischen Stel­

len für die veränderte  Situation des Zah­

lungsverkehrs in Zeiten digitaler Plattfor­

men zugenommen hat.

Am Ende des Tages wird aber entschei­

dend sein, ob ein solches paneuropäi­

sches Produkt von den Händlern und 

dem Verbraucher auch angenommen 

wird. Dahinter müssen zusätzlicher Nut­

zen und echte Mehrwerte stehen. Kein 

Verbraucher wird sich allein davon über­

zeugen lassen, dass nun „europäisch“ 

draufsteht. 

Wie könnte eine solche paneuro-

päische, privatwirtschaftlich or-

ganisierte Lösung finanziert wer-

den?

Auch an dieser Stelle steht es der Zentral­

bank fern, Vorschläge zu unterbreiten 

oder gar Forderungen zu stellen. Das 

müssen die an diesem Prozess Beteiligten 

untereinander aushandeln. Das sind in 

erster Linie die Kreditwirtschaft und der 

Handel. Eine solche Lösung muss aber 

auf jeden Fall einen tragfähigen Business 

Case vorweisen können.

Darüber hinaus sollte die Europäische 

Union meines Erachtens auch in Erwä­

gung ziehen, für die Entwicklung und 

Weiterentwicklung der technischen Vor­

aussetzungen einer europäischen Lösung 

Mittel aus einem der zahlreichen Förder­

programme zur Verfügung zu stellen. 

So könnte der paneuropäische Gedanke 

und das große Interesse Europas an einer 

solchen Lösung noch einmal unterstri­

chen werden. Ein paneuropäisches Zah­

lungsverkehrssystem ist ohne Zweifel ein 

wichtiger Baustein einer zukünftigen eu­

ropäischen Infrastruktur und damit der 

europäischen Sicherheit. 

Sollte in diesem Zusammenhang 

auch noch einmal über die beste-

henden Interchange-Regelungen 

gesprochen werden?

Auch darüber kann gesprochen wer- 

den.

„Regulatorische Vorgaben wären nicht  
meine präferierte Lösung.“
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